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In eigener Sache 

 

Die Sommerferien sind schon fast wieder vorbei und die zweite Jahreshälfte hat begonnen. Dies ist auch 

bei uns mit Änderungen verbunden. In den letzten Tagen haben wir unsere Anwaltssoftware 

ausgetauscht und alle Daten überspielt. Der Prozess verlief bisher reibungslos, sodass Sie von den 

Neuerungen hoffentlich nichts bemerkt haben. Falls Ihnen ungewöhnliche Änderungen oder gar 

Probleme in den Sie betreffenden Arbeitsprozessen auffallen, bitten wir um Mitteilung. 

 

Zum 01.08.2024 beginnt Frau Antonia Gebauer ihre Ausbildung zur Rechtsanwaltsfachangestellten in 

unserer Kanzlei. Einige von Ihnen kennen Frau Gebauer vielleicht schon aus dem ebenfalls bei uns 

absolvierten berufsorientierten Praktikum. Zum 01.09.2024 wird unser Team zudem noch durch Frau 

Jennifer Lutze verstärkt. Sie ist seit 2020 Rechtsanwaltsfachangestellte und wird das Sekretariat von 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck und Rechtsanwältin Anja Pauli verstärken. 

 

Frau Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen wird am 18.09.2024 in Halle und am 25.09.2024 in 

Magdeburg beim Studieninstitut für kommunale Verwaltung Sachsen-Anhalt e.V. (SIKOSA) zum Thema 

„Rechtsprechung zum Erschließungs- und Straßenausbaubeitrag“ vortragen. 

 

Wir wünschen Ihnen einen weiterhin tollen Sommer mit schönen Momenten und Entdeckungen in der 

näheren Umgebung oder weiten Ferne. 

 

Ihre 

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte 
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Oberverwaltungsgericht Münster: Beurteilung eines Abfallgemischs als Abfälle zur 

Verwertung oder Abfälle zur Beseitigung 

 

Mit Urteil vom 18.04.2024 (20 A 726/20) hat das OVG Münster entschieden, dass bei einem Abfallgemisch 

für die Beurteilung, ob Abfälle zur Verwertung oder Abfälle zur Beseitigung vorliegen, im Regelfall auf das 

Abfallgemische als Ganzes und nicht auf den sortenreinen Einzelabfall abzustellen sei. 

 

Dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren lag folgender Sachverhalt zugrunde:  

Der Kläger schotterte mit dem von ihm betriebenen Tiefbauunternehmen eine 

Baustelleneinrichtungsfläche mit im Wesentlichen aus Bauschutt bestehendem Recyclingmaterial auf. In 

dem Recyclingschotter befanden sich Asbestzementformteile von Rohrleitungen, Asbestzementplatten, 

Bruchstücke von Welleternitplatten aus Asbestzement und beschichtete Asbestzementplatten. Die 

Asbestzementbruchstücke wiesen einen Anteil von bis zu 15% Asbest auf; der Anteil der 

Asbestzementbruchstücke im Recyclingmaterial lag ausweislich einer gutachterlichen Stellungnahme bei 

unter 0,1%. 

 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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OVG Madgeburg: Keine verfahrensfreien Arbeiten an rechtswidrigem Gebäude 

 

Der Eigentümer eines seit 1992 leerstehenden Kasernengeländes hatte im Jahr 2022 begonnen, an dort 

befindlichen ehemaligen Militärgaragen Dächer abzudecken, den Bauschutt auf dem Gelände über 3m 

hoch aufzuschütten und Öffnungen in den Außenwänden zu vergrößern, um diese als Lagerräume zu 

vermieten. Außerdem nahm er verschieden Arbeiten an dem Gelände vor. Eine Baugenehmigung besaß 

er hierfür nicht. Die Bauaufsichtsbehörde verfügte die sofortige Einstellung der Bauarbeiten. Diese seien 

nicht verfahrensfrei. Insbesondere die Arbeiten an den Garagen müssten dabei Zusammenhang mit den 

gesamten Arbeiten auf dem Grundstück gesehen werden. Die ursprünglich genehmigte militärische 

Nutzung sei endgültig aufgegeben worden, sodass die aktuelle Nutzung formell rechtswidrig sei. An 

einem formell illegalen Gebäude könnten keine verfahrensfreien Sanierungs- oder 

Verschönerungsarbeiten durgeführt und keine Photovoltaikanlagen errichtet werden. 

 

Gegen die sofort vollziehbare Baueinstellungsverfügung wandte sich der Eigentümer erfolglos an das 

Verwaltungsgericht Magdeburg. Die hiergegen eingelegte Beschwerde wies das Oberverwaltungsgericht 

des Landes Sachsen-Anhalt mit Beschluss vom 11.07.2023 – 2 M 36/23 zurück. Entgegen der Auffassung 

des Grundstückseigentümers führt die Regelung zur Verfahrensfreiheit von Anlagen zur Nutzung 

erneuerbarer Energien in § 60 Abs. 1 Nr. 3 BauO LSA im konkreten Fall nicht dazu, dass eine 

Baugenehmigung entbehrlich ist. Die Errichtung der Photovoltaikanlagen und die übrigen Arbeiten an 

den ehemaligen Militärgaragen seien jedenfalls deshalb nicht verfahrensfrei und damit 

baugenehmigungspflichtig, weil die Nutzung der Garagen insgesamt baugenehmigungspflichtig ist. § 60 

Abs. 1 Nr. 3 a) Bau LSO stelle lediglich die mit der Errichtung, Änderung oder Aufstellung von Solaranlagen 

in, an und auf Dach- und Außenwandflächen verbundene Änderung der Nutzung des Gebäudes 

verfahrensfrei, nicht jedoch eine darüberhinausgehende Nutzungsänderung oder die 

baugenehmigungspflichtige Wiederaufnahme einer aufgegebenen Nutzung des sie tragenden 

Gebäudes. 

 

Es sei nicht zulässig, ein einheitliches Vorhaben in mehrere Baugeschehen aufzuteilen, diese jeweils nach 

ihrer Genehmigungsfreiheit oder Genehmigungspflicht zu beurteilen, um einzelne Abschnitte des 

Baugeschehens als genehmigungsfrei zu beurteilen. Maßgebend sei das Vorhaben insgesamt; der 

Zusammenhang einzelner - für sich betrachtet verfahrensfreier - Maßnahmen mit der Ausführung des 

Gesamtvorhabens bleibe bestehen, bis das Gesamtvorhaben abschließend fertiggestellt ist. Die 

Sanierung der ehemaligen Militärgaragen einschließlich des jeweiligen Daches zur Nutzung als Garagen 

und die Errichtung von Photovoltaikanlagen darauf sei als ein solches einheitliches Vorhaben zu 

betrachten. Genehmigungsfreie Instandhaltungsarbeiten lägen unabhängig von ihrem Arbeitsaufwand 

und ihrer Qualität nicht vor, wenn die Baumaßnahmen insgesamt auf eine (genehmigungspflichtige) 

Nutzungsänderung zielen oder wenn für die beabsichtigte Nutzung des Gebäudes selbst die erforderliche 

Baugenehmigung fehlt. Letzteres sei hier der Fall, weil der Bestandsschutz der Gebäude endgültig 

aufgegeben wurde. Damit fehlt dem Vorhaben eine Legalisierung durch eine Baugenehmigung. Diese 
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formelle Illegalität reiche für den Erlass einer Baueinstellung, weil sich eine Genehmigungsfähigkeit des 

Vorhabens auch nicht aufdränge. 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Oberverwaltungsgericht Koblenz: Zulässigkeit der Errichtung einer 

Kleinwindenergieanlage im Außenbereich 

 

Mit Urteil vom 04.04.2024 (1 A 10247/23.OVG) hat das OVG Koblenz entschieden, dass es sich bei der 

Errichtung und dem Betrieb einer Kleinwindenergieanlage (im Folgenden: KWEA) auch dann um ein der 

Nutzung der Windenergie dienendes privilegiertes Vorhaben i. S. d. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB handle, wenn 

die Anlage nicht der öffentlichen Energieversorgung, sondern allein der Deckung eines privaten 

Gebrauchs dient. 

 

Als Kleinwindenergieanlagen werden solche Anlagen bezeichnet, deren Genehmigung sich nicht nach 

dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, sondern nach den landesrechtlichen Bauordnungen richtet. 

Kleinwindenergieanlagen sind danach Anlagen mit einer Gesamthöhe bis zu 50 Meter. 

 

Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens war die planungsrechtliche Zulässigkeit der vier 

Vorhaben. Das Verwaltungsgericht Koblenz und ihm folgend das Oberverwaltungsgericht Koblenz 

entschieden, dass es sich bei der Errichtung und dem Betrieb der vier KWEA um ein der Nutzung der 

Windenergie dienendes privilegiertes Vorhaben i. S. d. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB handle. Nach dieser 

Vorschrift ist im Außenbereich ein Vorhaben zulässig, wenn es u. a. der Nutzung der Windenergie dient. 

 

In der Tatbestandsalternative „Nutzung“ setzt die Vorschrift, so das OVG Koblenz, ihrem Wortlaut nach 

objektiv lediglich voraus, dass die Anlagen unter Ausnutzung der natürlichen Luftbewegungen betrieben 

werden. Aus der Entstehungsgeschichte des § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB lasse sich nicht ableiten, dass mit der 

Norm lediglich eine Privilegierung von der öffentlichen Energieversorgung dienenden Anlagen 

beabsichtigt gewesen wäre. Die Zielsetzung der im Jahr 1997 in das Baugesetzbuch aufgenommenen 

Privilegierung der Windenergie in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB liege in besonderem Maße auf einer umwelt- 

und ressourcenschonenden Energieversorgung durch eine verstärkte Anwendung erneuerbarer Energien. 

Dazu trügen Windenergieanlagen indessen auch bei, wenn sie nicht zum Zweck einer Einspeisung des 

erzeugten Stroms in öffentliche Netze, sondern zur Deckung eines privaten Verbrauchs errichtet werden. 

In diesem Fall verringere sich nämlich auf der Seite des Betreibers der Windenergieanlagen der Bezug aus 

den öffentlichen Energieversorgungsnetzen um den zur privaten Nutzung selbst erzeugten Strom; in der 

Bilanz bestehe letztlich kein Unterschied, ob der Strom zunächst in das Netz eingespeist und dann von 

dort wiederum bezogen oder aber ohne vorherige Netzeinspeisung unmittelbar selbst verbraucht werde. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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VG Halle zum Umfang einer Erschließungsstraße 

 

Das VG Halle musste im Urteil vom 22.04.2024 - 2 A 254/22 HAL eine Verkehrsanlage beurteilen, für 

welche eine Gemeinde Erschließungsbeiträge erhoben hatte.  

 

Ob ein Straßenzug als eine einzelne Verkehrsanlage zu qualifizieren ist oder aus mehreren Anlagen 

besteht, beurteilt sich nach ständiger Rechtsprechung vom Ansatz her zunächst nach dem 

Gesamteindruck, den die zu beurteilende Anlage nach den tatsächlichen Verhältnissen vermittelt. 

Maßgebend ist insoweit das durch die tatsächlichen Gegebenheiten wie Straßenführung, Straßenlänge, 

Straßenbreite und Straßenausstattung geprägte Erscheinungsbild, d. h. der Gesamteindruck, den die 

jeweiligen tatsächlichen Verhältnisse einem unbefangenen Beobachter vermitteln. Unterscheiden sich 

die Straßenteile nach dieser Betrachtungsweise derart, dass die Unterschiede jeden Straßenteil zu einem 

augenfällig abgegrenzten Element des Straßennetzes machen, ist jeder dieser Straßenteile als eigene 

Verkehrsanlage anzusehen. Hingegen kommt es nicht auf die Straßenbezeichnung an. 

 

Daran gemessen begegnet es nach Auffassung des Verwaltungsgerichts keinen Bedenken, die 

abgerechnete Straße als eigenständige Verkehrsanlage einzustufen. Zwar verläuft diese Straße nicht 

geradlinig. Zudem zweigt von ihr ein weiterer Straßenzug mit gleicher Straßenbezeichnung als 

Einbahnstraße ab und mündet in eine weitere Straße. Mit einer Länge von ca. 130 m verfügt die 

„Abzweigung“ über eine Länge, bei der nicht mehr lediglich von einem unselbstständigen Anhängsel bzw. 

einer unselbstständigen Zufahrt zur abgerechneten Straße, der zwingend zu benutzenden Anbaustraße, 

auszugehen ist. Gleiches gilt im Fall von Sackgassen, die als Verkehrsanlage gänzlich ohne 

Verbindungsfunktion ebenfalls bei einer entsprechenden Länge von über 100 m grundsätzlich keine 

unselbstständigen Zufahrten und damit eigene Erschließungsanlagen darstellen. Deshalb kommt es auch 

nicht darauf an, ob Müllfahrzeuge in die „Abzweigung“ hineinfahren können. Die „Abzweigung“ ist von 

der Gemeinde somit zu Recht als selbstständige Erschließungsanlage und nicht als Teil der abgerechneten 

Straße betrachtet worden.  

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Verwaltungsgericht Leipzig: Unterbliebene Ermessensbetätigung in Bezug auf die 

Auswahl des für die Gefahrenbeseitigung Verantwortlichen 

 

Das Verwaltungsgericht Leipzig hat mit Beschluss vom 27.06.2024 – 3 L 355/24 – entschieden, dass dann, 

wenn mehrere Adressaten für eine Polizeiverfügung in Betracht kommen, die zuständige Behörde nach 

pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden habe, gegenüber wem sie ihre Maßnahme treffen will. 

 

Dem auf die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gerichteten Verfahren lag folgender Sachverhalt 

zugrunde: 

 

Der Antragsteller bewirtschaftet ein landwirtschaftliches Gut, zu dem eine gepachtete Waldfläche 

gehört, die unmittelbar an eine Wohnbebauung grenzt. Auf mehreren in unmittelbarer Nähe zur 

Wohnbebauung stehenden Bäumen befanden sich Nester von Eichenprozessionsspinnern. Der 

Verwaltungsverband, dem die belegene Gemeinde angehört, ordnete gegenüber dem Antragsteller an, 

die Nester wegen der von ihnen ausgehenden Gesundheitsgefahren innerhalb einer bestimmten Frist zu 

beseitigen, ordnete die sofortige Vollziehung der Maßnahme an und drohte für den Fall der nicht 

fristgerechten Beseitigung der Nester die Ersatzvornahme an. 

 

Auf den Antrag des Pächters der Waldfläche (Antragsteller) stellte das Verwaltungsgericht Leipzig die 

aufschiebende Wirkung des vom Antragsteller zuvor erhobenen Widerspruchs wieder her. Das 

Verwaltungsgericht Leipzig hat – ohne dies näher zu begründen – keine Zweifel, dass der Bürgermeister 

grundsätzlich berechtigt gewesen sei, aufgrund der von den Eichenprozessionsspinnern ausgehenden 

Gefahr die Beseitigung von deren Nestern durch den Zustandsverantwortlichen auf Grundlage des § 12 

Abs. 1 SächsPBG anzuordnen. Diese Vorschrift bestimmt, dass die Polizeibehörden die notwendigen 

Maßnahmen treffen können, um eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, 

soweit die Befugnisse nicht besonders geregelt sind. 

 

Die polizeirechtliche Verantwortlichkeit des Antragstellers folgt hier aus § 15 Abs. 1 Satz 1 SächsPBG. Geht 

danach die Gefahr von einem Tier oder einer Sache aus, sind die Maßnahmen (i. S. des § 12 Abs. 1 

SächsPBG) gegen den Inhaber der tatsächlichen Gewalt zu richten. Der Antragsteller als Pächter des 

Waldgrundstücks übt die tatsächliche Gewalt über das Grundstück und die auf ihm stehenden Bäume 

aus. 

 

§ 15 Abs. 2 Satz 1 SächsPBG, der gem. § 15 Abs. 1 Satz 2 SächsPBG auch auf Tiere anzuwenden ist, ergänzt 

die Regelung über die Zustandsverantwortlichkeit des die tatsächliche Gewalt Ausübenden dahingehend, 

dass die Maßnahmen auch gegen den Eigentümer (oder einen anderen Berechtigten) gerichtet werden 

kann. 
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Das Verwaltungsgericht Leipzig ist ohne Begründung davon ausgegangen, dass es keinen grundsätzlichen 

Vorrang der Inanspruchnahme des Inhabers der tatsächlichen Gewalt gegenüber dem Sacheigentümer 

gebe. Mit dieser Frage hatte sich das OVG Magdeburg in seinem Beschluss vom 16.12.2021 – 3 M 169/21- 

im Zusammenhang mit der Anwendung der inhaltsgleichen Vorschrift des § 8 Abs. Satz 1 SOG LSA (= § 15 

Abs. 1 Satz 1 SächsPBG) und § 8 Abs. 2 Satz 1 SOG LSA (= § 15 Abs. 2 Satz 1 SächsPBG) befasst. In dem vom 

OVG Magdeburg entschiedenen Fall ging die Polizeibehörde davon aus, dass nach diesen beiden 

Regelungen zunächst der Inhaber der tatsächlichen Gewalt als Zustandsstörer in Anspruch zu nehmen sei 

und erst danach der Eigentümer. Eine derartige Hierarchie der Zustandsverantwortlichkeit lehnt das OVG 

Magdeburg mit der Begründung ab, dass ein Vorrang der Inanspruchnahme des Inhabers der 

tatsächlichen Gewalt gegenüber dem Sacheigentümer der Regelungssystematik des § 8 SOG LSA (= § 15 

SächsPBG) nicht ohne Weiteres zu entnehmen sei. § 8 Abs. 2 Satz 1 SOG LSA (= § 15 Abs. 2 Satz 1 SächsPBG) 

erweitere lediglich den Kreis der von der zuständigen Behörde in den Blick zu nehmenden 

Zustandsverantwortlichen. 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat sich bislang zu dieser Frage nicht geäußert. 

 

Von der Gleichrangigkeit der Zustandsverantwortlichkeit des Inhabers der tatsächlichen Gewalt und des 

Sacheigentümers kommt dann das Verwaltungsgericht Leipzig zu dem Ergebnis, dass der 

Verwaltungsverband hätte sein Ermessen bei der Auswahl des Inhabers der tatsächlichen Gewalt als 

Adressat der Polizeiverfügung ausüben müssen. Kommen mehrere Adressaten einer Polizeiverfügung in 

Betracht, hat die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden, gegenüber wem 

sie ihre Maßnahme treffen will. Fehlt es an der erforderlichen Ermessensausübung, ist die Maßnahme 

rechtswidrig. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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Änderung der Sächsischen Feuerwehrverordnung in Kraft 

 

Durch Verordnung vom 19.06.2024 wurde die Sächsische Feuerwehrverordnung (SächsFwVO) geändert. 

Die Änderung ist am 29.06.2024 in Kraft getreten. Im Hinblick auf die Novellierung des § 69 SächsBRKG 

über die Erstattung von Einsatzkosten ist insbesondere der neue § 20 SächsFwVO von Interesse. 

 

Nach § 69 Abs. 8 SächsBRKG hat das Innenministerium die Stundensätze für Feuerwehrfahrzeuge nach 

Maßgabe der Regelungen in § 69 Abs. 7 SächsBRKG durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. Diese 

Festsetzung ist nun in § 20 SächsFwVO erfolgt. Danach sind der Erhebung des Kostenersatzes für 

genormte und nach der Richtlinie Feuerwehrförderung mit Festbetrag oder Anteilsfinanzierung durch 

den Freistaat Sachsen förderfähige Feuerwehrfahrzeuge die in der Anlage 5 zur SächsFwVO genannten 

Stundensätze zugrunde zu legen. Diese Anlage 5 gilt auch für Feuerwehrfahrzeuge, die hinsichtlich ihres 

taktischen Einsatzwertes, ihrer zulässigen Gesamtmasse und ihrer technischen Beladung gleichwertig 

mit den dort genannten sind. Für offene Kostenfestsetzungsverfahren für Einsätze im Zeitraum vom 20. 

Januar 2024 (Inkrafttreten der Neuregelung des SächsBRKG) bis zum 28. Juni 2024 sind die Stundensätze 

für Feuerwehrfahrzeuge nach Maßgabe der Anlage 5 anzuwenden. 

 

Die Anlage 5 zur SächsFwVO enthält 25 Fahrzeugtypen mit Stundensätzen vom Kommandowagen 

(KdoW) mit 52,80 € bis zur Hubarbeitsbühne (HAB) mit 917,40 €. Für dort nicht aufgeführte Fahrzeuge ist 

zu prüfen, ob eine Gleichwertigkeit mit einem genannten Fahrzeug besteht. Ist das vorhandene Fahrzeug 

nicht vergleichbar, muss die Gemeinde die Fahrzeugkosten selbst nach den Regelungen in § 69 Abs. 7 

SächsBRKG kalkulieren und in den Stundensatz in der kommunalen Feuerwehrkostensatzung festlegen 

und auch für die Zeit ab dem 20.01.2024 in Kraft zu setzen. 

 

Die Stundensätze für die ehren- und hauptamtlichen Einsatzkräfte muss die Gemeinde nach § 69 Abs. 5 

und 6 SächsBRKG selbst berechnen und in der Feuerwehrkostensatzung als Durchschnittsätze festsetzen. 

Auch diese Stundensätze müssen zum 20.01.2024 in Kraft gesetzt werden, um damit alle 

kostenpflichtigen Einsätze nach Inkrafttreten der Neuregelung des § 69 SächsBRKG abrechnen zu können. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Gesetzliche Neuerung: Änderungen der Mautpflichtigkeit für Fahrzeuge über 3,5 

Tonnen 

 

Wie die derzeit an der Bundesregierung beteiligten Parteien in ihrem Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2021 

bereits vereinbart hatten, ist zum 01.07.2024 die Neuerung des Bundesfernstraßenmautgesetzes in Kraft 

getreten. Ein wesentlicher Teil der Neuerungen betrifft Fahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse 

zwischen 3,5 Tonnen und 7,5 Tonnen. 

 

In der Bundestagsdrucksache 20/8092 (Seite 2) heißt es dazu: 

 

„Ab dem 1. Juli 2024 müssen alle Fahrzeuge mit einer technisch zulässigen Gesamtmasse von 

mehr als 3,5 Tonnen für die Benutzung von Bundesfernstraßen Maut entrichten. Darunter fallen 

sowohl Solofahrzeuge mit einer technisch zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 Tonnen als 

auch Fahrzeugkombinationen, deren Motorfahrzeug eine technisch zulässige Gesamtmasse von 

mehr als 3,5 Tonnen aufweist. Von der Mautpflicht ausgenommen werden sollen Fahrten von 

Handwerkern oder Personen mit handwerksähnlichen Berufen mit Fahrzeugen mit einer technisch 

zulässigen Gesamtmasse von weniger als 7,5 Tonnen.“ 

 

Der Gesetzgeber hat folglich entsprechend neue Regelungen in das neue Bundesfernstraßenmautgesetz 

aufgenommen. Halter von Fahrzeugen mit einer zulässigen Gesamtmasse von über 3,5 Tonnen sollten 

daher prüfen, ob ihre Fahrzeuge beim durchführenden Unternehmen, der Toll Collect GmbH, zu 

registrieren sind. Neben der grundsätzlichen neuen Mautpflichtigkeit für die benannten Fahrzeuge hat 

der Gesetzgeber weitere neue Ausnahmetatbestände geschaffen, so etwa für Handwerker sowie für 

Berufe, welche mit dem Handwerk vergleichbar sind, und für gewisse Konstellationen bei Fahrzeugen mit 

alternativen Antrieben oder emissionsfreien Fahrzeugen. 

 

Ausnahmeregelungen für Fahrzeuge von Kommunen sowie kommunaler Unternehmen bestehen derzeit 

nicht grundsätzlich, wenngleich das Gesetz eine Vielzahl von möglicherweise einschlägigen 

Ausnahmetatbestände vorsieht (beispielsweise Feuerwehr, Straßenreinigung, Winterdienst). 

 

Absehbar ist, dass die Auslegung des Begriffs der sogenannten „mit dem Handwerk vergleichbaren Berufe 

“ ein hohes Streitpotenzial birgt. In der Gesetzesbegründung in der Bundestagsdrucksache 20/8092 (Seite 

33) heißt es dementsprechend: 

 

„Bei der Anwendung der Handwerkerausnahme kann es jedoch zu Fragestellungen bezüglich der 

Abgrenzung kommen, die bisher nicht quantifizierbar sind.“ 

 

Bereits jetzt ist absehbar, dass die Handwerkerausnahme Betriebe, welche kein Handwerk im Sinn der 

Handwerksordnung ausüben, jedoch möglicherweise mit Handwerksbetrieben und deren Tätigkeiten 
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vergleichbar sind, insoweit bis zu einschlägigen gerichtlichen Entscheidungen unter Rechtsunsicherheit 

leiden werden. 

 

Sollten Sie Fragen zu Details der neuen Regelungen sowie den Handlungsmöglichkeiten haben, stehen 

wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 

  



- 14 - 

 

Oberlandesgericht Bremen- Haftung bei Sturz eines blinden Fußgängers über E-Roller 

 

Das Oberlandesgericht Bremen hat in seinem Urteil vom 15.11.2023 – Az.: 1 U 15/23 entschieden, dass E-

Roller als Elektrofahrzeuge von der Anwendung des § 7 StVG ausgeschlossen sind, eine 

Gefährdungshaftung des Halters somit entfällt. Der Vermieter von E-Rollern muss bezüglich der Art und 

Weise des Aufstellens der Roller allerdings seinen Verkehrssicherungspflichten nachkommen. Diesen ist 

dann Genüge getan, wenn er ergangene Bestimmungen der behördlichen Sondernutzungserlaubnis 

beachtet, welche die Nutzung der öffentlichen Straßen über den Gemeingebrauch hinaus gestattet. Zur 

Auslegung der Anforderungen an die dem Vermieter zu erteilende Sondernutzungserlaubnis ist zudem 

das allgemeine Schutzinteresses von Verkehrsteilnehmern mit Behinderung heranzuziehen.  

 

Der Kläger, ein blinder Fußgänger, stürzte über zwei auf einem Gehweg abgestellte E-Roller. Diese 

standen parallel zueinander in einem 90°-Winkel zur Hauswand in Richtung Gehweg. Der Gehweg ist an 

der Unfallstelle 5,50 m breit. Infolge des Sturzes erlitt er einen Oberschenkelhalsbruch, der operativ 

versorgt werden musste. Der Kläger begehrte Schmerzensgeld in Höhe von 20.000 € u.a. vom Vermieter 

der E-Roller.  

 

Das Landgericht Bremen hat die Klage abgewiesen, da dem Kläger aus keinem rechtlichen Grund ein 

Anspruch auf Schmerzensgeld zusteht. 

 

Insbesondere entfällt eine verschuldensunabhängige Halterhaftung, da E-Roller als Elektrofahrzeuge von 

der Anwendung des § 7 StVG ausgeschlossen sind. Eine Verletzung von Verkehrssicherungspflichten liegt 

nach Auffassung des Gerichts ebenfalls nicht vor, da insbesondere nach dem Aufstellen der E-Roller noch 

eine Restgehwegbreite von 4,35m verblieb. Die Beklagte befolgte alle ihr obliegenden Pflichten der 

Sondernutzungserlaubnis auch unter Beachtung des allgemeinen Schutzinteresses von 

Verkehrsteilnehmern mit Behinderungen. Eine Verkehrssicherung, die jede Schädigung ausschließt, ist im 

praktischen Leben nicht erreichbar, sodass der Geschädigte den Schaden selbst zu tragen hat. 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 
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LG Itzehoe, Urteil vom 08.12.2023, Az. 2 O 136/23, zu den für eine Schwarzgeldabrede 

sprechenden Indizien 

 

Das Landgericht Itzehoe hat sich in seinem Urteil vom 08.12.2023 umfassend mit den Indizien, die für das 

Vorliegen einer Schwarzgeldabrede sprechen können, auseinandergesetzt. 

 

Dem Urteil liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

 

Der Kläger beabsichtigte an seinem Wohnhaus, dass er 2021 bezogen hatte, mehrere Arbeiten 

durchführen zu lassen und beauftragte damit den Beklagten. Dieser war in der Vergangenheit Inhaber 

einer eigenen Firma, zum Zeitpunkt der Abrede Angestellter bei einer Dachdeckerei. Den Kontakt 

zwischen den Parteien stelle die Arbeitskollegin des Klägers her, die gleichzeitig die Lebensgefährtin des 

Beklagten war. Im April 2022 trafen sich die Parteien im Haus des Klägers und besprachen die 

auszuführenden Arbeiten, noch ab selben Tag leistete der Kläger eine Vorauszahlung in bar in Höhe von 

4.600,00 €. Auch in den folgenden Monaten erfolgten diverse hohe Barzahlungen, Quittungen wurden 

nicht erstellt. Die Arbeiten wurden durch den Beklagten teilweise mangelhaft und unvollständig 

ausgeführt, eine Rechnungslegung erfolgte nie. Im April 2023 forderte der Kläger den Beklagten zur 

Rückzahlung i.H.v. 9.500,00 € für nicht ausgeführte Arbeiten aus. 

 

Der Beklagte hielt der Forderung u.a. entgegen, dass sich die Parteien von Anfang an darauf verständigt 

hätten, dass die Arbeiten „schwarz“ erledigt werden sollen, um Kosten zu sparen. 

 

Das Gericht hat die Klage auf Rückzahlung von Vorschusszahlungen des Klägers abgewiesen, weil eine 

Schwarzgeldabrede zwischen den Parteien bestanden habe. Für das Bestehen einer solchen Abrede gebe 

es grundsätzlich mehrere Indizien: 

 

- die Geschäftsbeziehung hat ihren Ursprung im privaten oder nachbarschaftlichen Bereich, 

- Arbeiten erheblichen Umfangs (mehrere Tage unter Einsatz mehrerer Arbeitnehmer) werden 

ohne schriftliche vertragliche Grundlage verrichtet, 

- Zahlungen des Auftraggebers erfolgen in bar und ohne Quittung, 

- der beabsichtigten Berechnung des Geschäfts liegt ein Stundensatz zugrunde, der deutlich unter 

den Stundensätzen liegt, die bei ordnungsgemäß mit Steuern und Abgaben belegten Geschäften üblich 

ist 

 

- fehlende oder verspätete Schlussrechnung, 

- fehlende Abschlagsrechnungen mit MwSt.-Ausweis 

Diese Indizien lägen mehrfach vor. Hinzu käme, dass die Arbeiten durch den Beklagten in erheblichem 

Umfang am Wochenende durchgeführt wurden. Zwar würden auch Werkleistungen, die keiner 

Schwarzgeldabrede unterliegen, teilweise an den Wochenenden verbracht. Allerdings, so das Landgericht, 
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hätten sich die Parteien ausweislich der vorliegenden WhatsApp-Chatnachrichten stetig über freie 

Wochenenden, an denen die Arbeiten ausgeführt werden sollten, ausgetauscht. Hinzu kam, dass der 

Beklagte dem Kläger mehrfach abgesagt habe, „weil er (für die Firma) arbeiten“ müsse, woraus abzuleiten 

sei, dass die Tätigkeiten, die er für den Kläger durchführte, nicht seiner eigentlichen „Arbeit“ unterfielen, 

sondern Tätigkeiten außerhalb seiner beruflichen Beschäftigung darstellten. 

 

Aufgrund des beidseitigen Verstoßes gegen § 1 Abs. 2 Nr. 2 SchwarzArbG sei der Vertrag nichtig, 

Ansprüche daraus bestünden nicht. Auch ein Bereicherungsanspruch aus § 812 Abs. 1 S. 1 BGB sei deshalb 

nicht gegeben. 

 

Nele Harpke-Gläser, Rechtsanwältin 

 


